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1. 
a) In welchen der nachfolgenden potentiellen Anwendungsbereiche ist das 

NRW-Justizministerium mittelbar und/oder unmittelbar im Forschungsbe­
reich durch Gespräche, Austausch von Expertise und/oder finanzielles Enga­
gement aktiv? Und wenn „ja" in welchem Umfang? 

b) In welchen der nachfolgenden potentiellen Anwendungsbereiche ist der NRW 
Think-Tank im Austausch mit der Wissenschaft und der Wirtschaft aktiv? 

Potenzielle Anwendungen in der Justiz 
• Schlichtungsservice in Familiensachen und bei Online-Käufen 
• KI-Chatbots, die Rechtssprache verständlich machen 
• Unterstützung bei der Auswertung von Beweisvideos und -fotos (insbesondere 

bei Ermittlungen im Internet) 
• Register- und Grundbuchverfahren: Unterstützt bei Prüfung der materiellen 

Richtigkeit 
• Vollstreckungsgericht: Prüfung auf formale Mängel, Unvollständigkeit, wider­

sprüchlichen Inhalten 
• Kostenfeststellung: notwendige Daten werden vollständig aus Akte entnommen 
• Prozess- und Verfahrenskostenhilfe: KI kann Großteil der Arbeit abnehmen, da 

hier ein klares Ja-Nein-Schema geprüft werden kann 
• Familiensachen: Berechnung von Unterhalt, Zugewinn, Versorgungsausgleich, 

etc. Bislang wird bereits elektronisch gerechnet, durch KI könnten Daten aber 
auch automatisch aus Datensätzen gelesen werden 

• Insolvenzrecht: Hier besteht der Vorteil, dass es einen Formularzwang gibt und 
somit eine gut aufbereitete Grundlage für KI Anwendungen besteht 

• Einsatzgebiet BGB: Bei immer wieder auftretenden ·und gleichgelagerten Fall­
konstellationen kann Mustererkennung eingesetzt werden bspw. zur AGB-Kon- . 
trolle, so dass rechtwidrig AGB-Klauseln identifiziert werden 

• Bund-Länder-Kommission für Datenverarbeitung hat Ansatz einer Plattform, 
ähnlich des App-Stores, auf der alle Länder auf verschiedene Anwendungen zu­
greifen können 

• Analyse von Urteilen mit Blick auf Durchschnittswerte der Strafzumessung, 
Schmerzensgeldhöhe u.Ä. Damit erhalten Richter ein Gefühl für die· geurteilte 
Höhe in ähnlichen Fällen 

• Einsatz von KI bei Prognoseentscheidungen (bspw. Rückfallgefahr bei Bewäh­
rungsentscheidungen, Fluchtgefahr bei U-Haft, etc.) 

• KI- unterstütze Antragsstellung von Förderungen (bspw. Prozesskosterihilfe): 
Durch die Beantwortung von einfachen Fragen wird evaluiert, welche Unterstüt­
zungsleistungen der Person zustehen. Im Anschluss kann auf Knopfdruck der 
passende Antrag erstellt werden, welche dann bei den zuständigen Stellen ein­
gereicht werden kann 

• Digitale Rechtsantragstelle 
• KI kann Verteidigungsstrategien bei schlichten, unemotionalen Fällen vorschla­

gen, bei denen das „Menscheln" keine Rolle spielt 
• KI kann Begründungsschemata für Urteile vorschlagen 



- 3 -

Und wenn „ja, in welchem Umfang? 

Die Fragen 1 a) und b) werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam beant­
wortet. 

Das Ministerium der Justiz des Landes Nordrhein-Westfalen ist insbesondere in nach­
folgenden KI-Projekten konkret eingebunden, wobei es in den zivilrechtlichen Berei­
chen durch den Think Tank für Legal Tech und KI in der Justiz NRW (Think Tank) und 
in den strafrechtlichen Bereichen durch die Zentral- und Ansprechstelle Cybercrime 
Nordrhein-Westfalen (ZAC NRW) unterstützt wird . Ein vielfältiger Austausch mit Part­
nern aus Wissenschaft und Wirtschaft sowie mit den entsprechend zuständigen Stel­
len anderer Bundesländer besteht in nahezu sämtlichen der aufgelisteten potentiellen 
Anwendungsbereiche. 

Das Justizministerium NRW ist Kooperationspartner in den Projekten zur Entwicklung 
einer „Digitalen Rechtsantragstelle" und des „Zivilgerichtlichen Onlineverfahrens". Das 
Bundesministerium der Justiz hat im Rahmen beider Projekte die DigitalService GmbH 
mit der Entwicklung eines Minimum Viable Product (MVP) beauftragt, d. h. eines ers­
ten funktionsfähigen Produkts, und zwar zur Online-Beantragung von Beratungshilfe 
(Digitale Rechtsantragstelle) und für Online-Klagen (Zivilgerichtliches Onlineverfah­
ren) . Während die Online-Beantragung von Beratungshilfe im Rahmen des Projekts 
Digitale Rechtsantragstelle kurz vor der Aufnahme des Echtbetriebs steht, sind die 
Antragstellungen in Prozesskosten'." und Verfahrenskostenhilfe als nächste Einsatz­
fälle vorgesehen. Mit dem Projekt des zivilgerichtlichen Onlineverfahrens werden der­
zeit zwei Ansätze verfolgt: Fluggastklagen als fallspezifischer Ansatz und Zahlungs­
klagen als (teil-)generischer Ansatz. langfristiges Ziel bleibt ein vollständiges zivilge­
richtliches Online-Verfahren . 

Das Ministerium der Justiz des Landes Nordrhein-Westfalen wird gemeinsam mit dem 
Bayerischen Staatsministerium der Justiz, der Universität zu Köln und der Techni­
schen Universität München im Rahmen eines Forschungsprojekts zu Large Language 
Models ein Generatives Sprachmodell der Justiz (GSJ) entwickeln und erproben. Ziel 
ist es, die Gerichte bei der Durchdringung der Akte zu unterstützen. 

In den Bereichen Large Language Models und KI -Chatbots beteiligen sich darüber 
hinaus Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Mittelbehörden und des ITD in Zusammen­
arbeit mit dem KI-Labor von IT.NRW bei der Erprobung einer ChatGPT-Modells, das 
sich auf Servern in Westeuropa befindet. Denkbares späteres Einsatzszenario könnte 
die Übertragung von neutralisierten Entscheidungen in einfacher Sprache sein .. 

Die ZAC NRW entwickelt im Projekt llka (,,Intelligente Leitsatzkartei") auf Basis großer 
Sprachmodelle ein Werkzeug, um Entscheidungen der Oberlandesgerichte in Rechts­
beschwerdeverfahren effektiver zu erschl ießen. Dezernentinnen und Dezernenten der 
Generalstaatsanwaltschaften sollen in natürlicher Sprache die relevante Judikatur 
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durchsuchen können und geeignete, auf den anlassgebenden Fall zugeschnittene 
Vorschläge für die Antragstellung erhalten . Dieser KI-Einsatz ist auch auf die grund­
sätzliche Forschungsfrage der Leistungsfähigkeit großer Sprachmodelle im justiziellen 
Kontext zugeschnitten. 

Die ZAC NRW hat in einer Folge von Projekten eine Künstliche Intelligenz (KI) für die 
automatisierte Erkennung von kinder- und jugendpornografischen Inhalten in großen 
Datenbeständen entwickelt. Dieses auf eine Forschungszusammenarbeit mit For­
schenden der Universität des Saarlands und von Microsoft zurückgehende Projekt 
AIRA G,A/ enab/ed rapid assessment") wird in Kooperation mit dem Unternehmen T3K 
fortgeführt. Die KI hat Einsatzreife erlangt, so dass derzeit in einem gemeinsamen Pro­
jekt JAIF G,Joint Al Force") mit dem Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen und ver­
schiedenen staatsanwaltschaftlichen und polizeilichen Pilotbehörden die Möglichkei­
ten eines Rollouts auf Basis der polizeilichen Infrastrukturen evaluiert werden . Dabei 
wird auch die Leistungsfähigkeit verschiedener Kl-lmplementierungen aus anderen 
Bundesländern und von Wirtschaftsunternehmen bewertet, um den Strafverfolgern in 
Nordrhein-Westfalen ein technisch leistungsfähiges, auf den speziellen Einsatzfall zu­
geschnittenes und rechtl ich gesichertes KI-Tool zur Verfügung stellen zu können. 

Im Rahmen des Einsatzes von KI bei Prognoseentscheidungen ist das Forschungs­
projekt EVAS (,,Ereignisgesteuerte Videoüberwachung mit automatisierter Situations­
einschätzung als Instrument der Suizidverhinderung in Justizvollzugsanstalten") zu 
nennen. Ziel des Projekts ist es, mittels künstl icher Intell igenz suizidales Verhalten 
durch automatisierten Abgleich von Bildern frühzeitig zu erkennen. In Zusammenarbeit 
mit der Firma FusionSystems aus Chemnitz ist ein selbstlernendes Assistenzsystem 
entwickelt worden, bei dem auf der Grundlage von Erfahrungen bei der Suizidpräven­
tion und eines automatisierten Abgleichs von Bildern der Videobeobachtung Situatio­
nen erfasst werden, die auf ein geplantes Suizidvorhaben hindeuten. Ergebnis des im 
Jahr 2021 zunächst beendeten Forschungsprojekts ist, dass die im Rahmen des Pro­
jektes EVAS gewonnenen Erkenntn isse eine prinzipielle Eignung von Verfahren der 
Künstl ichen Intelligenz für die automatisierte Detektion von suizidalen Handlungen na­
helegen. Allerdings weisen die in dem Projekt entwickelten Detektoren (Objekt, Ske­
lett, Verhalten) noch nicht die hinreichende Güte auf, um das für die Videoüberwa­
chung entwickelte Assistenzsystem zuverlässig zu veranlassen, bei suizidalen Hand­
lungen im Haftraum eine Warnung an die Überwachungseinrichtungen abzugeben. D. 
h: ein Einsatz des Assistenzsystems im Echtbetrieb ist auf der Basis des vorliegenden 
Quellcodes noch nicht möglich. Dem Abschlussbericht der mit dem Projekt beauftrag­
ten Firma zufolge müssten noch eine Vielzahl von Lern- bzw. Trainingsdaten generiert 
werden, um aufgrund der dadurch zu erzielenden Detektionsgüte in die Nähe des 
Echtbetriebs mit zuverlässiger Warnfunktion zu gelangen. Zur Erlangung dieser Lern­
bzw. Trainingsdaten sind verschiedene Lösungsmöglichkeiten diskutiert worden. Vor 
dem Hintergrund der noch zu erwartenden langen Projektzeit und den hohen Kosten 

' 



- 5 -

folgte nach Gesprächen mit dem Land Niedersachsen der Entschluss, auf deren For­
schungsergebnisse zu warten und sodann deren Übernahme in das nordrhein-west­
fälische Projekt zu.prüfen . Hintergrund ist der Umstand, dass im Justizministerium des 
Landes Niedersachsen ebenfalls ein Forschungspröjekt zur Künstlichen Intelligenz im 
Justizvollzug öffentlich ausgeschrieben wurde und seit 2022 über einen Zeitraum von 
3 Jahren durchgeführt wird . Im Rahmen dieses Projektes werden ebenfalls Lerndaten 
erzeugt, die je nach Projektverlauf zur Optimierung des aus dem hiesigen Forschungs­
projekt entstandenen Quellcodes genutzt werden könnten. Hierbei wird insbesondere 
maßgeblich sein , ob für das hiesige Projekt kompatible Lerndaten generiert wurden 
und ob es unter Datenschutzgesichtspunkten möglich ist, diese Daten für das Projekt 
EVAS zu verwenden . 

Das Justizministerium NRW wirkt darüber hinaus aktiv an der Arbeit des Technikkreis 
KI und der Arbeitsgemeinschaft Zukunft der Bund-Länder-Kommission für Informati­
onstechnik in der Justiz (BLK) mit. Geplant ist eine bundesweit zugängliche „KI-Platt­
form" gleich einem App Store, über den für alle E-Aktensysteme der Bundesrepublik 
Zugriff auf Anwendun9.en , die in einem Bundesland oder in einer Kooperation mehrerer 
Bundesländer erarbeitet wurden, ermögl icht werden soll. Nach dem aktuellen Konzept 
sollen einheitliche Schnittstellen (REST) in allen drei E-Akten-Systemen geschaffen 
werden , so dass die Anbieter von KI-Systemen, die die Justiz adressieren, wissen, 
gegen welche Schnittstellen sie programmieren sollen. 

2. 
a) In welchen der nachfolgenden konkreten und aktuellen Anwendungsbereiche . 

ist das NRW-Justizministerium mittelbar und/ oder unmittelbar im For­
schungsbereich durch Gespräche, Austausch von Expertise und/ oder finan­
zielles Engagement aktiv? Und wenn „ja", in welchem Umfang? 

b) In welchen der nachfolgenden konkreten und aktuellen Anwendungsbereiche 
ist der NRW Think-Tank im Austausch mit den das Projekt leitenden Bundes­
ländern, der Wissenschaft und der Wirtschaft aktiv? Und w~nn „ja", in wel­
chem Umfang? 

Konkrete und aktuelle Anwendungen in den Ländern und K.anzleien 
• OLGA: Seit November 2022 bei Verfahren im Zusammenhang mit Dieselverfah­

ren im Einsatz, entspricht einem intelligenten Rechercheur, übernimmt· Zuord­
nung der Verfahren in Fallgruppen und kann Musterbeschlüsse individualisieren 

• LG Kiel: KI funktioniert ähnlich wie OLGA, wird jedoch in Verfahren zu Beitrags­
erhöhungen bei der privaten Krankenkasse eingesetzt. Richter geben dabei Ent­
scheidungslogik vor, KI schlägt dann Entscheidungen vor 

• FRAUKE: seit 2021 für Verfahren im Zusammenhang mit Fluggastrechten im Ein­
satz, Hessisches Justizministerium hat Mittel zu Fortführung und Weiterentwick­
lung bewilligt 
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• FRIDA: Anw,endung bei Verkehrsordnungswidrigkeiten; erstellt automatisch 
Entwürfe von Protokollen, Urteilen und Beschlüssen 

• Codefy: intelligentes Strukturierungs- und Durchsuchungstool der hessischen 
Justiz, unterstützt durch eigenständig konfigurierten KI-Prüfassistenten und gibt 
Textbausteine vor (Pilotierung beim LG Ingolstadt, aktuell auch Pilotierung beim 
LG Hechingen) 

• . KI-Anonymisierungstool: Projekt von Hessen und Baden-Württemberg, ermög­
licht schnelle Veröffentlichung von Gerichtsentscheidungen; bietet Grundlage 
für Legal Tech 

• EVAS: KI in Justizvollzugsanstalten soll dabei unterstützen, Suizide von Gefan­
genen zu erkennen bzw. verhindern 

• Unterstützung bei Gerichtspost: Projekt von Bayern und Rheinland-Pfalz, Texter­
kennungssysteme, erkennt automatisiert Daten, welche normalerweise händisch 
übertragen werden müssen 

• Spracherkennung: effiziente Erstellung von Protokollen in Zivilprozessen oder 
Verschriftlichung von Vernehmungen, sowie als Sprachassistenz bei der Rechts­
antragsstellung oder als Unterstützung bei Übersetzungen einsetzbar. 

• ZAC NRW und Uni Saarland gemeinsam mit Microsoft: Entwicklung eines Sys­
tems, um kinder- und jugendpornografisches Bildmaterial zu identifizieren und 
automatisch zu klassifizieren ggf. auch Durchsuchung des Darknets 

• Identifikation auffälliger Finanztransaktionen 

Die Fragen 2 a) und b) werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam beant­
wortet. Auch in nahezu sämtlichen der aufgelisteten konkreten und aktuellen Anwen­
dungsbereiche besteht ein vielfältiger Austausch. Auf die Antworten zu den Fragen 1 
a) und b) wird verwiesen, insbesondere mit Bl ick auf die Projekte EVAS und AIRA. 

Ergänzend wi rd wie folgt ausgeführt: 

Die ZAC NRW ist im Bereich der Spracherkennung in dem Projekt „Elektronischer 
Strafgerichtssaal" engagiert, dessen Ziel es ist, Möglichkeiten der audiovisuellen Auf­
zeichnung der strafgerichtlichen Hauptverh~ndlung und der automatisierten, Kl-basier­
ten Transkription zu erschließen. In diesem Rahmen hat die Zentralstelle auch zwei 
Forschungsarbeiten Studierender begleitet, die die grundsätzliche Leistungsfähigkeit 
von KI in diesem Bereich nachgewiesen und geeignete Entwicklungspotentiale für eine 
justizielle Anwendung aufgezeigt haben. Der weitere Fortgang des Projekts dürfte we­
sentlich von der Entwicklung im laufenden Gesetzgebungsverfahren in Bezug auf das 
Gesetz zur digitalen Dokumentation der strafgerichtlichen Hauptverhandlung und zur 
Änderung weiterer Vorschriften (Hauptverhandlungsdokumentationsgesetz 
DokHVG) abhängen. 

Neben dem in Bezug genommenen gemeinsam mit IBM entwickelten Anonymisie­
rungstool „JANO" (Justiz-Anonymisierung) der Länder Hessen und Baden-Württem­
berg, das zur Anonymisierung von gerichtlichen Entscheidungen eingesetzt wird, ist 



das Justizministerium NRW auch über ein Forschungsprojekt der Universität Erlangen­
Nürnberg im Auftrag des Bayerischen Staatsministeriums der Justiz informiert. Im 
Rahmen -dieses Forschungsprojekts wurden die rechtlichen und technischen Fragen 
zur Möglichkeit einer automatischen Anonymisierung von Urteilen mithilfe computer­
linguistischer Verfahren untersucht. Das bayerische Tool wird im Rahmen des oben 
erwähnten Projekts GSJ, das die Bundesländer NRW und Bayern gemeinsam durch­
führen , zum Einsatz kommen . 

Insbesondere der Think Tank ist damit befasst, OLGA, LOGOS (LG Kiel) , FRAUKE, 
FRIDA und Codefy im Blick zu behalten, auszuwerten und neue Entwicklungen wei­
terzugeben. Bei FRIDA handelt es sich nicht um eine KI-Software, sondern um ein 
regelbasiertes System. Konkret werden relevante Daten im Rahmen von Verkehrsord-­
nungswidrigkeitsverfahren in der Akte regelbasiert erkannt und auf dieser Grundlage 
Entwürfe von Protokollen, Urteilen und Beschlüsse erstellt, die sodann individualisiert 
werden können. In NRW erfolgt die Unterstützung bei der Erstellung von Protokollen, 
Urteilen und Beschlüssen bereits durch die Fachverfahren JUDICA und TSJ .-

Weitere Fragen: 

1. Bei welchen dieser Einsatzbereiche ist das Justizministerium Nordrhein­
Westfalen Kooperationen mit anderen Bundesländern eingegangen? 

2. Bei welchen Anwendungen ist eine zukünftige Einführung in Nordrhein-West­
falen geplant und wenn ja, ab wann? 

Die weiteren Fragen 1 und 2 werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet: 

Die Projekte „Digitale Rechtsantragstelle" und „Zivilgerichtliches Onlineverfahren" des 
Bundes werden in Zusammenarbeit mit dem Bund und anderen Bundesländern durch­
geführt. Bei dem Forschungsprojekt „Generatives Sprachmodell der Justiz" handelt es 
sich- wie oben erwähnt - um ein gemeinsames Projekt Nordrhein-Westfalens und 
Bayerns. Die ZAC NRW kooperiert in Forschungsprojekten mit Institutionen verschie­
dener Bundesländer und des Bundes. Sämtliche Projekte haben das Ziel langfristig für 
die Justiz in NRW nutzbar: gemacht zu werden. Überlegungen zum Fortgang des Pro­
jektes „EVASII sollen nach Abschluss des oben erwähnten niedersächsischen For­
schungsprojektes zur KI vorgenommen werden. Denn auch im Rahmen des nieder­
sächsischen Projektes sollen Lerndaten generiert werden , die ggf. zur Optimierung 
des aus dem hiesigen Forschungsprojekt entstandenen Quellcode dienen können (s. 
o.). 
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3. Über welche in der obigen Liste nicht aufgezählten konkreten KI- und Digita- . 
lisierungs-Projekte aus NRW kann das Justizministerium vorliegend außer­
dem berichten? 

Nachfolgend soll beispielhaft von einigen in der Liste nicht aufgezählten .konkreten 
KI- und Digitalisierungs-Projekte berichtet werden: 

In Bereichen der Massenverfahren verfolgt das Justizministerium NRW gemeinsam 
mit dem ITD in dem Projekt „X-Justiz-Generator" ein Projekt zur automatisierten Ex­
traktion von Daten aus entsprechenden Eingängen bei Gericht. Soweit es sich bei den 
Eingängen um Klagen im Bereich „Fluggastrechte" oder Anträge auf Erlass eines Pfän­
dungs- und Überweisungsbeschluss handelt, sollen algorithmusbasiert und aktuell 
ohne Einsatz von KI Daten aus diesen Unstrukturierten Dokumenten extrahiert und in 
Form standardisierter X-Justiz-Dateien gespeichert und zur Akte übergeben werden 
(,,X-Justiz-Generator"). Auf der Basis der Daten in diesen X-Justiz-Dateien können 
dann die in NRW eingesetzten Folgesysteme (hier konkret: das Textsystem Justiz) 
Verfügungs- und/oder Entscheidungsvorschläge erstellen und so Rechtspflegerinnen 
und Rechtspfle~er sowie Richterinnen und Richter unterstützen. Das System ist offen 
konzipiert, so dass später andere Bereiche (z.B. Dieselklagen oder weitere zukünftige 
Massenverfahren) als weitere Anwendungsfälle integriert und unterstützt werden kön- · 
nen. 

Die ZAC NRW setzt auf Basis des vorgenannten Projektes AIRA und JAIF ihre An­
strengungen im Bereich der automatisierten Auswertung großer Datenbestände fort. 
Im Fokus steht die Erprobung neuer bzw. bislang nicht berücksichtigter KI-Ansätze, 
die einen höheren Datendurchsatz bei gleichbleibender oder verbesserter Erken­
nungsgenauigkeit ermöglichen sollen. 

In Zusammenarbeit mit einem von Forschenden gegründeten Wirtschaftspartner setzt 
die Zentralstelle KI zur automatisierten Erschließung großer Kommunikationsbestände 
ein . Im Vordergrund steht hierbei die Auswertung von Chatkommunikation. 

Die ZAC NRW entwickelt auf Basis von Open Source - Modellen ein auf die Kategori­
sierung von Bestandteilen strafrechtlicher Ermittlungsakten zugeschnittenes KI-Mo­
dell, das ggf. in der Übergangsphase von analoger auf die verpflichtende digitale Ak­
tenführung zum Januar 2026 ein Hilfsmittel zur effektiven Einspeisung analoger Ak­
tenbestände sein kann. 

Unterhalb der Schwelle des Einsatzes von KI bietet die robotergestützte Prozessauto­
matisierung (RPA) Möglichkeiten zur Automatisierung repetitiver Vorgänge in einer 
Staatsanwaltschaft. Aktuell wird der Einsatz bei der Erfassung von Hinweisen auslän­
discher Ermittlungspartner im Bereich der Straftaten der Verbreitung kinder- und ju­
gendpornografischer Inhalte vorbereitet. 

·' 
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Die ZAC NRW bietet den Staatsanwaltschaften und Polizeibehörden des Landes in 
Zusammenarbeit mit einem Wirtschaftspartner einen Dienst zur Erfassung und Bewer­
tung von Bargeldbeständen an. In Ermittlungsverfahren gesicherte Bargeldbestände 
können bei der Zentralstelle erfasst, elektronisch ausgewertet und nach bestimmten 
ermittlungsrelevanten Typisierungen aufbereitet werden. 

Im Übrigen unterhält die ZAC NRW verschiedene digitale Services. Dazu gehören un­
ter anderem eine Ende-zu-Ende verschlüsselte Datenaustauschplattform und ein 
ebenfalls durchgehend verschlüsselter Messenger. Im Vordergrund des lnfrastruktur­
betriebs stehen spezifische, aus der Arbeit einer Cybercrime-Zentralstelle resultie-

1 

rende Bedarfe. Darüber hinaus räumt die Zentralstelle bei Bedarf und Möglichkeit auch 
anderen Strafverfolgungsbehörden die Nutzung ihrer Angebote ein . Sämtliche Ser­
vices werden auf justizeigener Hardware (,,On premises'') vorwiegend mit quelloffener 
Software umgesetzt und durch die Zentralstelle selbst betrieben . 

In dem Bereich des Justizvollzugs erfolgte zur Ergänzung der medizinischen Versor­
gung durch Anstaltsärztinnen und Anst~ltsärzte in den Justizvollzugsanstalten in Nord­
rhein-Westfalen die Pilotierung der Telemedizin in sieben Justizvollzugsanstalten in 
Nordrhein-Westfalen in den Jahren 2021-2022. In den Jahren 2022 und 2023 erfolgte 
aufgrund einer europaweiten Ausschreibung die gestaffelte telemedizinische Anbin­
dung aller anderen Justizvollzugsanstalten in Nordrhein-Westfalen. Vertragspartner ist 
die Firma A+Videoclinic. Die Leistungen der A+Videoclinic bestehen aus einer 24h 
Rufbereitschaft sowie allgemeinmedizinischen, psychiatrischen und dermatologischen 
Sprechstunden, die anstaltsscharf gebucht werden können. 

Das Projekt „Medienwand" ist im Sommer 2021 erfolgreich in Sehlichtzellen der Jus­
_tizvollzugsanstalten Dortmund und Iserlohn pilotiert worden. Im Sommer 2022 erfolgte 
der Roll-Out in Justizvollzugsanstalten des geschlossenen Vollzuges. Ziel einer Medi­
enwand ist es, die Interventionsmög lichkeiten bei psychisch auffälligen Gefangenen 
zu verbessern. Zu Kommunikationszwecken per Video ist das Gerät mit Lautspre­
chern, einem Mikrofon und einer Kamera ausgestattet. Dies ermöglicht eine unkompli­
zierte Kontaktaufnahme zu den betreuenden (Fach-)Dieristen. Darüber hinaus können 
die Nutzer der Medienwand selbstbestimmt Appl ikationen hinzuwählen und diese per 
Touchscreen bed ienen. 

Im Justizvollzug NRW wird zurzeit das Projekt „Haftraumtelefonie und digitale Ser­

vices" in einem 2-jährigen Pilotbetrieb in drei Ansta lten in ausgewählten Bereichen er­
probt. Neben der Haftraumtelefonie, die mit Hilfe von VolP (Voice over IP) digital ge­
steuert werden soll, werden in „digitalen Sozialräumen" weitere Services wie digitales 
,,Schwarzes Brett" und einfache Internetanwendungen erprobt. Die eingesetzte Hard­
und Software erfüllt dabei höchste Sicherheitsanforderungen . 
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Das Justizministerium NRW beteiligt sich weiterhin am bundesweiten Projekt zur Ein­
führung einer elektronischen Gefangenenpersonalakte. Hier wirkt das Justizministe­
rium maßgeblich mit, die Anforderungen an ein solches System zu erfüllen. 


